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3Thema
Der Fall Daniel H.
Strafrecht – wozu?
Am 4. März 2009 soll Daniel H. das
16-jährige Au-pair Lucie aus Freiburg
ohne Grund und auf brutale Art um-
gebracht haben. Auf solch schreckli-
che Taten antwortet die Gesellschaft
mit dem Strafrecht. Dieses wird in
jüngster Zeit als zu lasch kritisiert,
weshalb sich die Frage stellt, was das
aktuelle Strafrecht bringt.
Wenn Daniel H. – es gilt bis zu einer
Verurteilung die Unschuldsvermutung
– die Tat verübt hat, dann hat er ge-
gen das vom Strafrecht geschützte
Rechtsgut des Lebens einer anderen
Person verstossen. Das Strafrecht
qualifiziert eine solche Tat als Tö-
tungsdelikt und bestraft sie mit ei-
ner langjährigen Freiheitsstrafe; im
schlimmsten Fall, wenn die Tat als
Mord qualifiziert wird, maximal mit le-
benslänglichem Freiheitsentzug. Da
der mutmassliche Täter, der im Jahr
2003 zum erstenMal ein Gewaltdelikt
verübt hat, seit Jahren in therapeuti-
scher Behandlung ist, wird sich die
Frage der Zurechnungsfähigkeit stel-
len. Je nach Ergebnis kann der Täter
milder oder, bei voller Zurechnungs-
unfähigkeit, gar nicht bestraft wer-
den. Indes greift ergänzend zur Strafe
oder an deren Stelle das Massnah-
menrecht. Der Täter kann stationär
und zeitlich unbegrenzt in eine ent-
sprechende Institution eingewiesen
werden. Im Fall hoher Rückfallgefahr
kann der Täter unabhängig von sei-
nem psychischen Zustand zeitlich un-
beschränkt verwahrt werden.
Was bringt Strafrecht?
Das Strafrecht, als härteste Reaktion
der Gesellschaft gegenüber einem
Rechtsgüterverstoss, hat verschiede-
ne Funktionen. Zunächst hat die Stra-
fe ganz profan ausgleichenden Cha-
rakter:Wer gegen die Rechtsgüter an-
derer verstossen hat, soll bestraft wer-
den, damit die Gerechtigkeit wieder-
hergestellt ist. Das Strafrecht soll aus-
serdem gefährliche Täter isolieren und
sie dadurch mindestens während der
Dauer des Freiheitsentzugs davon ab-
halten, straffällig zu werden. Das
Strafrecht respektive der Strafvollzug
soll zudem auf den Täter positiv ein-
wirken, dies mit dem Ziel, dass der Tä-
ter zukünftig nicht mehr gegen das
Recht verstösst. Die Strafe soll dane-
ben auch eineWirkung auf die Gesell-
schaft zeitigen. Einerseits soll sie po-
tenzielle Straftäter davon abhalten,
ebenfalls straffällig zu werden, ande-
rerseits soll sie die Gesellschaft darin
bestärken, die Gesetze einzuhalten,
indem das Strafrecht demonstriert,
dass Verstösse Konsequenzen haben.
So weit die Theorie; die Praxis sieht
zuweilen anders aus. Das Strafrecht
vermag die dargestellten Ziele nur teil-
weise zu erreichen. Sei es, dass verur-
teilte Täter sich nicht resozialisieren
lassen und nach einer Entlassung
rückfällig werden. Sei es, dass das
Strafrecht seine generalpräventive
Wirkung auf die Gesellschaft nicht im-
mer voll entfalten kann. Hierbei zeigt
sich der Interessenkonflikt, in dem sich
das moderne Strafrecht bewegt.
Zweite Chance …
Das schweizerische Strafrecht wird als
modernes Strafrecht vom Grundsatz
der Resozialisierung beseelt. Das be-
deutet, dass sowohl die Strafen als
auch die Massnahmen darauf ausge-
richtet sind, den Täter auf den soge-
nannten «rechten Weg» zurückzu-
bringen. Das gilt zunächst für die end-
lichen Strafen, im Besonderen aber
auch für die Massnahmen. Selbst eine
lebenslängliche Freiheitsstrafe wird
nach 15 Jahren überprüft, und eine
Entlassung ist möglich, wenn bezüg-
lich des Täters eine günstige Progno-
se vorliegt. Selbst verwahrte Täter er-
halten regelmässig die Chance einer
Überprüfung; dies gilt in einge-
schränkter Form sogar für die lebens-
längliche Verwahrung.
Ob dies gelungen ist, lässt sich letzt-
lich nicht mit Sicherheit feststellen. Fo-
rensische Psychiater sind zwar in der
Lage, Gefährlichkeits- und Rückfall-
prognosen zu stellen, es handelt sich
dabei indes immer nur um Prognosen,
denen es an der absoluten Sicherheit
fehlt. Das bringt zwangsläufig mit
sich, dass ein Täter nicht mit der ab-
soluten Sicherheit entlassen werden
kann, dass er nicht rückfällig wird.
Vielmehr besteht bezüglich seiner zu-
künftigen Gefährlichkeit nur eine
mehr oder weniger günstige Progno-
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se. Es ist, zynisch gesagt, mithin eine
reine Frage derWahrscheinlichkeit, ob
ein entlassener Straftäter erneut delin-
quiert oder nicht.
Im Fall von Daniel H. wurde die Ge-
fährlichkeit des Täters bereits im Jahr
2003 erkannt. Der damals 19-Jährige
lockte eine Arbeitskollegin in eine
Waldhütte und fiel mit einem Schlag-
ring über sie her und versuchte, sie zu
erdrosseln. Nur durch Glück überleb-
te die Frau die Tat. Spätestens von die-
sem Moment an war den Behörden
bekannt, dass es sich bei Daniel H. um
einen hochgefährlichen Gewalt- und
Sexualstraftäter handelte. Das Gericht
entschied entsprechend, dass Daniel
H. in eine Massnahmeanstalt einge-
wiesen werden soll. Daniel H. wurde
nach vier Jahren aus der Massnahme
entlassen. In diesem Moment wurde
entsprechend der Beurteilung des Tä-
ters die Entscheidung gefällt, dass eine
Entlassung zu verantworten sei. In
diesem Fall erwies sich die Prognose
der Fachleute als unzutreffend – ein
Umstand mit fatalen Folgen.
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ergriffen werden; strafrechtliche Fol-
gen sind dagegen nicht möglich. Dies
ist unbestritten und wird von der Öf-
fentlichkeit weitestgehend anerkannt.
Wird der Täter verurteilt, wird die
günstige Prognose des Nichtvorbe-
straften abgelöst von einer neuen in-
dividuellen Beurteilung des Täters, bei
der es um die Einschätzung der Täter-
gefährlichkeit geht. Von diesem Mo-
ment an besteht seitens der Gesell-
schaft teilweise wenig Verständnis,
wenn es zu Rückfalltaten kommt.
Es besteht zwar nach wie vor die Ein-
sicht, dass der Resozialisierungsge-
danke des Strafrechts gewisse Risiken
mit sich bringt, die Gesellschaft ist
aber nur sehr bedingt bereit, diese zu
tragen. Verurteilte Täter sollen mithin
entlassen werden können, aber eben
nur, wenn die Rückfallwahrscheinlich-
keit gänzlich ausgeschlossen werden
kann. Vom psychiatrischen Fachper-
sonal wird mithin Unmögliches ver-
langt. Dass so die Erwartungen der
Öffentlichkeit regelmässig enttäuscht
werden, ist die zwingende Folge. Dies
wiederum führt dazu, dass der Druck
auf den Gesetzgeber und die Strafver-
folgungsbehörden steigt und die For-
derungen nach härteren Strafen und
konsequenterem Strafvollzug immer
drängender werden. Dass in dieser Si-
tuation die Politik reagiert und die Be-
denken der Bevölkerung aufnimmt, ist
ebenfalls folgerichtig. Entsprechend
hat der Nationalrat am 3. Juni 2009 im
Rahmen einer grossen Strafrechtsde-
batte zahlreiche parlamentarische
Vorstösse überwiesen, die eine Ver-
schärfung des Strafrechts vorsehen.
Die Balance zwischen Resozialisierung
und Sicherheitsbedürfnis geht so all-
mählich verloren. Dochwas ist zu tun?
Neue Balance
Es ist aus Sicht der Opfer und der Ge-
sellschaft verständlich und richtig,
dass von der Justiz erwartet wird, dass
sie in angemessener Weise Schutz vor
identifizierten Gewalt- und Sexual-
straftätern gewährt. Hundertprozenti-
ge Sicherheit kann dabei weder er-
wartet werden, noch ist sie zu errei-
chen. Die Risiken aber müssen ent-
lang der Parabel zwischen Ausmass
der erwarteten Verletzung und Rück-
… versus totale Sicherheit
Rückfalltaten liessen sich fast vollstän-
dig verhindern, wenn verurteilte Ge-
walt- und Sexualstraftäter erst entlas-
sen würden, wenn vollständige Si-
cherheit besteht, dass von ihnen kei-
ne Gefahr ausgeht. Da diese hundert-
prozentige Prognose grundsätzlich nie
gestellt werden kann, würden gefähr-
liche Täter grundsätzlich nie eine
zweite Chance erhalten. Daniel H.
wäre entsprechend nach der Ersttat im
Jahr 2003 in eine Anstalt verbracht
und nicht wieder entlassen worden.
Dieses Konzept hätte einerseits zur
Folge, dass einmal verurteilte Gewalt-
und Sexualstraftäter keine Gefahr
mehr für die Gesellschaft darstellen
würden, was freilich durchaus positiv
wäre. Daniel H. hätte die zweite Tat
entsprechend nicht verüben können,
und das Opfer Lucie wäre noch am
Leben. Gleichzeitig wäre die Konse-
quenz aber, dass einmal Verurteilte im
Strafvollzug verbleiben würden, ob-
wohl von ihnen keine Gefahr mehr
ausgeht.
Heikler Balanceakt
Letztlich gibt es in einer modernen
Gesellschaft weder ein unbegrenztes
Recht auf die nächste Chance, noch
gibt es die totale Sicherheit. Es geht
entsprechend darum, die Balance zwi-
schen beiden (berechtigten) Ansprü-
chen zu finden. Wie lässt sich dies
erreichen? Hierbei geht es um den
Anspruch, dass das Recht nach einer
verübten Straftat Gerechtigkeit her-
stellen soll. Das ist der Anspruch, den
die Gesellschaft an das Recht hat. Das
bedeutet, dass das Recht sowohl ge-
genüber dem verurteilten Täter als
auch gegenüber den Opfern (den ak-
tuellen und den potenziellen) als auch
gegenüber der Gesellschaft gerecht
ist. Bis zur ersten Tat respektive bis zur
ersten Verurteilung gehen die Interes-
sen des (zukünftigen) Täters den Si-
cherheitsansprüchen der Gesellschaft
vor.
Wenn in einem Fall wie demjenigen
von Daniel H. bereits vor der ersten
Tat Anzeichen erkennbar sind, dass




Je grösser das Ausmass der erwarteten
Verletzung ist, umso grösser muss die
Wahrscheinlichkeit sein, dass der Tä-
ter nicht rückfällig wird, damit eine
Entlassung aus dem Sanktionenvoll-
zug ins Auge gefasst werden kann.
Umgekehrt kann bei einer relativ ge-
ringfügigen befürchteten Rechtsgü-
terverletzung ein relativ hohes Rück-
fallrisiko in Kauf genommen werden.
Bei einem Täter wie Daniel H., der im
Jahr 2003 sein Opfer fast umgebracht
und damit eine hohe Gefährlichkeit
manifestiert hat, kann eine Entlassung
erst erwogen werden, wenn ein aus-
serordentlich günstiger Verlauf vor-
liegt, der sich im Lauf der langfristigen
Entwicklung des Täters konsolidiert
hat.
Damit diesem Anspruch entsprochen
werden kann, müssen entsprechende
Prognosen gemacht werden, und
zwar in qualitativ ausreichendem
Mass. Das bedeutet, dass sämtliche
Gewalt- und Sexualstraftäter obliga-
torisch auf ihre Gefährlichkeit hin be-
urteilt werden müssen, und dies von
geübtem Personal. Die entsprechen-
den Informationen, die im Strafvoll-
zug gesammelt werden, müssen zu-
sammenfliessen und an einem runden
Tisch regelmässig beurteilt werden.
Für einen Täter sollte eine einzige Per-
son hauptverantwortlich sein, bei der
die entsprechenden Berichte zusam-
menfliessen.
Freilich besteht die Möglichkeit, das
Bedürfnis der Öffentlichkeit nach Si-
cherheit als übertrieben abzutun. Die
Gesellschaft indes reagiert, wenn ihre
Bedürfnisse nicht ernst genommen
werden. Verschiedene Volksinitiativen
in diesem Bereich – Verwahrungsini-
tiative, Verjährungsinitiative – bringen
die diesbezügliche Befindlichkeit der
Bevölkerung zum Ausdruck. Entspre-
chend empfiehlt es sich, auf die dies-
bezüglichen Bedürfnisse einzugehen,
und zwar bevor in der aufgeheizten
Stimmung eines aktuellen Falls popu-
listische PolitikerInnen diejenige Stra-
fe wieder einführen wollen, bei der es
definitiv keine zweite Chance gibt.
Daniel Jositsch
